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Elfriede Ch. Neubauer 
PARTNERSCHAFTEN ZWISCHEN ERSTER UND DRIT­
TER WELT - BEGEGNUNGEN ZWISCHEN KULTUREN 

Der Begriff der "Partnerschaft" - in Zusammenhang mit Entwicklun~spolitik/Ent­
wicklungshilfe - hat sich fast ausschließlich für die kommunale Entwicklungszu­
sammenarbeit eingebürgert. Damit ist die Kooperation auf Gemeindeebene ge­
rneint, die sogenannte Städtepartnerschaft. Partnerschaften können aber auch zwi­
schen Stadtteilen bzw. Institutionen (Schulen, Krankenhäusern, Universitäten) ent­
sprechender Gemeinden in Nord und Süd eingegangen werden. 

1. Städtepartnerschaften 

Schon in den 60er Jahren hat die International Union of Local Authorities (IULA) -
eine Unterorganisation der UNO - den Versuch gemacht, die Gemeinden der Indu­
striestaaten zur Kooperation mit Gemeinden in Entwicklungsländern anzuregen. 
Dieser Versuch blieb zunächst ohne Erfotg. Erst in den 70er Jahren, als die Kritik 
an den staatlichen Entwicklungshilfe-Programmen lauter wurde und sich heraus­
stellte, daß die bishenge Entwicklungspolitik ein immer stärkeres Auseinanderdrif­
ten von armen und reichen Ländern nicht verhindern ~onnte, begannen sich enga­
gierte Gemeinden in etlichen europäischen Länden für die kommunale Entwick­
lungszusammenarbeit zu interessieren. Mitte der 70er Jahre waren es in den Nie­
derlanden 25 Städte, die Partnerschaften mit Dritte-Welt-Ländern konstituierten , 
heute sind es 280, ein Drittel aller holländischen Stadtgemeinden. In der BRD sind 
es etwa 400 Gemeinden, in Österreich 7.' 

Der Anstoß für eine Gemeinde, entwicklungspolitisch aktiv zu werden, kommt 
meist von einer lokalen Dritte-Welt-Gruppe, einer Solidaritätsgruppe, die die not­
wendige Öffentlichkeitsarbeit leistet, um das Interesse der Bevölkerung an den 
Problemen des entsprechenden Entwicklungslandes zu wecken. Das Solidaritäts­
komitee versucht dann Vertreter Im Gemeinderat für diese Idee zu gewinnen, da­
mit diese einen Antrag für die StädtepartnerSchaft stellen. Häufig kommt es schon 
vorher zu Kontakten mit bekannten Persönlichkeiten oder Politikern, die eine offi­
zielle Partnerschaft vorbereiten helfen (z.B. in Salzburg war es der Besuch des da­
maligen nicaraguanischen Kulturministers Ernesto Cardenal, der 1983 in einem 
Gespräch mit Bürgermeister Reschen , Leon als Partnerstadt für Salzburg vor­
schlug). Mit dem formellen Beschluß einer Städtepartnerschaft im Gemeinderat 
sind meist auch Zusagen finanzieller Art verbunden , die bestimmte Projekte betref­
fen. 

Das Selbstverständnis, die Leitideen, denen sich Städtepartnerschaftsgruppen 
verpflichtet fühlen , kommen sehr klar im sogenannten "Kölner Aufruf " zum Aus­
druck - einer Grundsatzerklärung, die anläßlich der 1. Konferenz über Städte und 
Entwicklung im Jahr 1985 in Köln von Gemeindevertretern aus 47 europäischen 
Städten und Vertretern vieler Nicht-Regierungs-Organisationen verabschiedet wur­
de. Schon aus dem Titel "Von der Wohllätigkeit zur Gerechtigkeit" geht hervor, daß 
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es im Verständnis der Städlepartnerschaften bei Entwicklungszusammenarbeit 
nicht nur darum geht, Not zu lindern, sondern dazu beizutragen, daß gerechtere 
soziale Strukturen in Ländern der Dritten Welt entstehen, die Not verhindern und 
Entwicklungen (im Sinne der Selbsthilfe und Eigenverantwortung) fördern. Zu den 
Hilfsmaßnahmen heißt es: 'Die Teilnehmer der Konferenz sind sich bewußt, daß 
ohne einen strukturellen Wandel auf vielen Gebieten der Nord-Süd-Beziehungen 
die unerträgliche Siluation noch verschlimmert wird. Wir beslätigen darüber hinaus, 
daß Hilfsmaßnahmen zwar für die unler der weltweiten Ungerechtigkeit Leidenden 
begrüßenswert und notwendig sind, daß Hme allein aber nicht genügt, um eine 
echte Lösung herbeizuführen. Nur ailzu oft werden Hi~smaßnahmen als Alibi be­
nutzt, um damit das Gewissen des Nordens zu beschwichtigen' (KDZ-Broschüre, 
1988, 55). Unter den Zielen werden deshalb folgerichtig 'Informations- und Bil­
dungsarbeit' vor 'partnerschaftlichen Aktivitäten' und der 'Planung und Durchfüh­
rung von Projekten' genannt (ebd. S. 56). Mit Informations- und Bildungsarbeit soll 
über wirtschaftspolitische Zusammenhänge aufgeklärt werden, durch die Entwick­
lungsländern Schaden zugefügt wird (z.B. Drücken der Rohstoffpreise, Investitio­
nen von Industriestaaten, die an den Grundbedürfnissen der Bevölkerung vorbei­
gehen, Gewinntransfer multinationaler Konzerne, u.a.m.). 

Es soll nun kurz über die Arbeit einiger österreichischer Städtepartnerschafs­
gruppen berichtet werden, wobei Initiatorinnen und Mitarbeiterinnen dieser Projek­
te möglichst selbst zu Wort kommen sollen. 

Tabel/e 1: Städtepartnerschaften in Österreich (bestehend seit): 

MürzzuschlagJStelermark 
Salzburg 
Leibnilz/Steiermark 
Salzburg 
Linz/Oberösterreich 
WelsjOberösterreich 
TraunjOberösterreich 
HalieinjSalzburg 

ArushajTansanla 
SingidajTansania 
Pedra Badejo/Kapverde 
LeonjNicaragua 
San CarlosjNicaragua 
ChichigalpajNicaragua 
EI JicaraljNicaragua 
T elicajNlcaragua 

(1977) 
(1982) 
(1 983) 
(1984) 
(1984) 
(1987) 
(1987) 
(1988) 

Am Beginn der Städtepartnerschaft 'Mürzzuschlag - Arusha' stand ein, für die­
se Art von Beziehung, ungewöhnliches Ereignis: 'Ein Student gewann einen Rede­
wettbewerb des ORF zum Nationa~eiertag im Jahr 1 977. Seine Aufforderung zu 
tätiger Entwicklungshilfe wurde vom ORF-Landesintentanten für Steiermark und 
dem Bürgermeister der Stadt Mürzzuschlag aufgegriffen. Mit Hme einer der ersten 
Dritte Welt- und Selbstbesteuerungsgruppen in Österreich, der 'Erklärung von 
Graz', fand man schließlich in Arusha, Tansania, eine geeignete Schwesterstadt. 
Steirische Tageszeitungen und der ORF warben um Spenden der Bevölkerung. 
Die Mürzzuschlager Gemeinderäte beschlossen, auf einen Teil ihrer Aufwandsent­
schädigung zu verzichten und damit Entwicklungsprojekte in Arusha zu fördern' 
(KDZ, 1988, 23). 

Mit der Wahl Arushas wollte man auf die Bedeutung des Ortes hinweisen, in 
dem 1967 mit der 'Deklaration von Arusha' das Programm des tansanischen Ent­
wicklungsweges formuliert wurde. Nach entsprechenden Informationssendungen 
über Arusha in Rundfunk und Fernsehen, wurde zur Finanzierung von Projekten 
ein Fonds gegründet, in den jährlich 150.000 öS aus dem Gemeindebudget flie­
ßen, weitere Gelder werden durch Spenden aus der Bevölkerung und durch 
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Selbslbesteuerung der Gemeindefunktionäre aufgebracht. 'Die Stadtgemeinde 
richtet sich bei ihren Hilfsleistungen nach den Vorschlägen des Stadtrates von 
Arusha. So wurde ein Ambulanzwagen mit medizinischen Geräten finanziert, da für 
eine Region von 90.000 Einwohnern bisher nur ein veralteter Krankenwagen zur 
Verfügung stand. Als nächstes Projekt wird der Neubau eines Schlachthofes in An­
griff genommen, der der unzureichenden Versorgung der Bevölkerung mit Frisch­
fleisch und dem Mangel an Schlachtmöglichkeiten (schlechle Verarbeitungsmög­
lichkeiten, keine Kühlungs- und Konservierungseinrichlungen) Abhme schaffen 
soll. Aus dem Finanzierungsfonds (der bereils 1,25 Millionen öS umfaßt) wird dafür 
1 Million Schilling aufgewendet, eine weitere Million Schilling wird .das Bundes­
kanzleramt aus Mitteln der österreichischen Entwicklungshilfe beisteuern' (Gruber, 
ÖIE-INFO-MAPPE, 1986, 7). 

Über die StädtepartnerSchaft 'Leibnitz - Pedra Badejo,2 schreibt einer der Be­
gründer dieser Partnerschaft: 'Die dahinterstehende entwicklungspolitische Ideolo­
gie Ist genauso einfach wie naiv: Tischler hilft Tischler, Schlosser hilft Schlosser. 
Und das auf der Ebene direkter Zusammenarbeit .. . Die formelle Seile der Städte­
partnerschaft bildet in Leibnilz ein Verein. Dessen Kernstück sind sogenannte 
Fachbeiräte für Bauwesen, Gesundheit, Tischlerei usw. In ihnen beschäftigen sich 
Handwerker, Ärzte, Lehrer und andere Berufsgruppen mit Entwicklungsproblemen 
in Pedra Badejo. 

So gibt es Kontakt zwischen Lehrern aus Leibnilz und aus Pedra Badejo. Ne­
ben Aulbringen von Schulmaterial mündet die Arbeit in Kürze .I.n das Drucken eines 
Lehrbuches, zusammengestellt auf Kapverde, gedruckt in Osterreich. Ein Lehr­
buch auf kapverdische Verhältnisse zugeschnitten hat es bisher nicht gegeben. 

Voriges Jahr waren ein Arzt und ein Tierarzt au" Leibnitz auf Kurzeinsatz im 
Rahmen schon beslehender anderer öslerreichischer Projekte. Auf Inilialive der 
Städtepartnerschaft ist die Arbeit einer Ärztin und einer Hebamme in dieser Region 
geplant. 

Einen Schwerpunkt der Arbeil bilden Projekte zur ökonomischen Entwicklung 
und zur Stadtentwicklung: ein Tischlereiprojekt, eine geplante Gemeindeschlosse­
rei und eine Stadtentwicklungsplanung ... An oberster Stelle steht: Förderung von 
eigendynamischen Wirtschaftskreisläufen. Dies soll geschehen durch Unterstüt­
zung von Produktionsweisen un~. Produkten, die 'eine maximale örtliche Wert­
schöpfung' beinhalten (Stoisser, OIE-INFO-MAPPE, 1986,8). Sehr lebendig sind 
auch die Beziehungen zwischen Salzburg und Leon. 

Die seit 1983 bestehende Solidaritätsgruppe hat auf vielen Ebenen Kontakte 
zwischen Salzburg und Leon initiiert: 

- Die Volksschule des Stadtteils Liefering ist Partnerschule der Primaria von 
Guadalupe, einem Stadtteil von Leon . Im Rahmen dieser Schulpartnerschaft wur­
den bisher durch Weihnachtsbazare und Sammlungen, Spenden in der Höhe von 
ca. 34.000 ÖS für Schulmöbel, Lehrmittel und Reparaturen aufgebracht. 

- Das Amt der Salzburger Landesregierung stellte gebrauchte, aber voll funk­
tionsfähige Vermessungsgeräte zur Verfügung, die der ehemalige Leiter der Stra­
ßenplanungsabteilung, Hofrat Faber, selbst nach Nicaragua brachle, wo er auch 
die Techniker auf die Geräte einschulte. 

- 1986 wurde mit Geldern der Stadt Salzburg (125.000 öS) die Erweiterung ei­
nes Kindergartens in einem Stadtrandviertel von Leon vorgenommen und damit 
150 Kindern eine Tagesstätte ermöglicht. Weiters wurde eine Volksschule für 70 
Kinder gebaut (gemeinsam mit einem spanischen Orden). 
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· _ 1988 wurde der Neubau einer Schule im Leoner Stadtteil Fundeci in Angriff 
enommen. Es handelt sich um eine zwötlklasslge Volk~schule mit den dazugeho­

~gen Einrichtungen. Die Kinder des Stadtteils Fundeci k~nn~n zum Tell gar nicht m 
eine Schule eingeschrieben werden, weil es Im Stadtteil kem.~ gibt und weil auch 
die angrenzenden Stadtteile In ihren Schulen kemen Platz fur die Kmder haben. 
Die Mittel (ca. 700.000 öS) werden von der Stadt Salzburg und durch eme Spen-
denkampagne der Leon-Gruppe aufgebracht. . _ 

_ Ein von mehreren Partnerstädten gemeinsam finanzle~es Vorhaben Ist das 
sogenannte "Rio Chiquito - Projekt". Es geht dabei umdle Klarung des stark verun­
reinigten Rio Chiquito und um die Sammlung der Abwasser aus den angrenzenden 
Stadtvierteln. Das Projekt benötigt eine Summe von ca. 2 Millionen Schilimg und 
eine Laufzeit von mehreren Jahren. Der Salzburger Anteil an diesem Projekt Wird 
etwa 250.000 ÖS ausmachen. 

Diese Beispiele verdeuUichen, was die kommunale Entwlcklungszusammenar-

beit auszeichnet: 
_ "Entwicklunghilfe zum Anfassen': Projekte werden auf einer sehr konkreten 

Ebene velWirklicht. Gemeinsam mit Vertreterinnen der Partnergem~!nde Wird be­
sprochen welches Projekt sinnvoll und machbar 1St. Dann werden Uberlegungen 
angestelli, wie es möglichst kostengünstig velWirklicht werden kann. Dabei kommt 
das Know-How von Mitarbeiterinnen der Partnerschaftsgruppe voll zum Tragen:.ln­
dem ihre oft jahrzehntelange Berufserfahrung hier nutzbar gemacht wird . Z.B. hatte 
die Einrichtung einer metallverarbeitenden Werkstatt In Pedra BadeJo, bel emer Fir­
ma regulär bestellt, 2,2 Millionen Schilli~g gekostet. Die Lelbnltzer haben eme 
funktionierende Ausstattung um 186.000 öS bereitgestellt. _ 

_ Die Identifikation mit der Partnerschafts-Idee, die freundschaftilchen Kontakte 
zu Leuten in der Partnerstadt, bringen viel Kreativität und Ausdauer hervor, wenn 
es darum geht, Geld aufzutreiben ode~. Geld einzusparen, Matenal zu beschaffen, 
Projekte zu koordinieren und durch zufuhren. Oft verbnngen GruPlJ8nmltg.lieder Ih­
ren Urlaub In der Partnerstadt, um dort Aufbauarbeit zu leisten, sei es bel der Em­
schulung von Personal auf neue Technologien, bel der Reparatur von Maschinen, 
beim Straßenbau, In der Landwirtschaft, u.a.m. . _ 

_ Ein weiterer Punkt betrifft die Kontrolle der finanziellen Mittel: Partnersch,,:fts­
gruppen wissen sehr genau bescheid über die Kosten von ProJ<:,kten. Kostenplane 
werden gemeinsam mit Experten der Partnerstadt erstellt. Gerate, Geld, Ausstat­
tung werden von Gruppenmitgliedern selbst ins Entwicklungsland, gebracht. Dort 
werden Konten eröffnet, von denen das Geld, angelegt in Devisen, erst kurz vor 
der Auszahlung abgehoben wird. Damit ist der Inflation ebenso vor~ebeugt, Wie 
der Gefahr, daß Gelder durch Korruption versickern. Staatliche Entwlcklungshltle­
gelder die auf Ministeriumsebene ausgezahlt werden, smd weniger kontroilierbar, 
die G~lder gehen durch mehr Hände, bis sie an ihren Bestimmungsort gelangen. 

_ Aufgrund der direkten, kontinuierlichen Kontakte der Partnergememden kann 
bedürfnisorientIert auf Veränderungen reagiert werd~n. Partnerschaftsgruppen 
sind flexibler als staatliche Apparate, die bel jeder Abänderung eines emmal be­
schlossenen Vorhabens Komissionen und Subkomissionen erstellen, Belrats- und 
Ministerentscheide einholen müssen. .. . 

_ Einen sehr wichtigen Stellenwert haben Dritte-Welt-Partnerschaft_en fur die 
Bewußtseinsbildung der Leute in den Industrieländern: ExkurSionen In die Partner­
stadt, Berichte, die darüber verfaßt werden, die Gespräche mit Besuchern aus der 
Partnerstadt, die Auseinandersetzung mit den Ursachen der Unterentwicklung und 

102 

ökologischen Problemen der Region, die betreut wird; das alles fördert das Ver­
ständnis von politischen Zusammenhängen, trägt zu Inte1kulturellem Lernen bei. 

- Die I.Iktivitäten der Partnerstädte eignen sich auch hervorragend als Arbeits­
themen fur Schulen. Die abstrakte Problematik des Nord-Süd-Konfliktes läßt sich 
an hand von Fotos, Ausstellungen und Reiseberichten den Schülern hautnah ver­
mitteln. Die Leibnitzer Lehrer haben eine besonders langfristige Perspektive: Sie 
finden, daß es wichtig ist, die Schüler intensiv miteinzubeziehen, da sie es sind die 
die Städtepartnerschaft in Zukunft weitertragen sollen (vgl. ÖIE-INFO-MAPPE, 
1986, 9). , 

Es gibt aber auch kritische Stimmen. In einem Spiegel-Interview 'meint Holger 
Baum von der deutschen Welthungerhitle, daß manche Gemeinden ihre Projekte 
zu naiv angehen und es vorkommt, daß ohne Kenntnis der lokalen Macht- und 
WirtschaftsverhäJtnisse und ohne Rücksicht auf die Folgekosten geplant werde. So 
ISt es bekanntermaßen schwierig, in Entwicklungsländern Ersatzteile für Maschi­
nen und Fahrzeuge zu bekommen. Darauf müsse bel Hitlen Rücksicht genommen 
werden (Spiegel Nr. 41 , 1989, 94). 

Abgese.~en davon, daß diese Erkenntni~se bei vielen Partnerschaftsgruppen 
schon beruckslchtlgt werden und man bemuht ist, sogenannte "angepaßte' Tech­
nologien zu liefern , ist. die Gefahr von Fehlplanungen nicht auf Städtepartner­
schaftsproJekte beschrankt, sondern wie sich gezeigt hat, bei großen Entwick­
lungshilfeprojekten keineswegs selten (z.8. Getreidelieferungen nach Afrika Brun-
nenbau in der Sahelzone). ' 

Ein ernstes Problem~ das auf der Städtepartnerschaftskonferenz im Frühjahr 
1990 In Salzburg diskutiert wurde, betrifft den Stellenwert der Projekte für die Sti­
mulierung der Wirtschaft einer Region . So sollten Projekte hauptsächlich das Ziel 
v?rfolgen, Wirlschaftskrelsläufe in Gang zu selZten, die Eigeninitiative der (Land-) Be­
volkerung anzuregen, um die wirtschaftliche Abhängigkeit vom Ausland zu verrin­
gern und die Selbstversorgung so gut wie möglich zu gewährleisten. Sachspenden 
(z.B. Kleidung, Nahrungsmittel) die keine Bildungs- bzw. Ausbildungsprozesse sti­
mulieren, sollten wohlüberlegt und nur in Ausnahmefällen (z.8. Katastrophen) ver­
abreicht werden. 

2. Universitätspartnerschaften 

Entwicklungsländer haben gegenüber den Industrieländern einen großen Nach­
holbedarf ihr Bildungssystem betreffend. Dies sowohl in qualitativer als auch in 
quantitativer Hinsicht. Bildung und Ausbildung gehören zu den Grundvorausset­
zungen für eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung, an Bildung sind darüber 
hinaus auch soziale, politische und kulturelle Entwicklungsprozesse gebunden. 

Tabelle 2: Anzahl der Universitäten in Industrie- und Entwicklungsländern (nach 
Küper 1988b, 403) 

BRD 
Österreich 
Asien/Ozeanien 
Lateinamerika 
Arabische Länder 
Afrika (südlich der Sah ara) 

61 
12 

704 
520 
105 

76 
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Neben den aus Tabelle 2 ersichUichen quantitativen Diskrepanzen zwischen Indu­
strie- und Entwicklungsländern ist ein großes Problem von Universitäten in der Dritten 
We~ ihr Mangel an Ausstattung, an technischen Einrichtungen und an Infrastruktur _ 
von Härsaalstühlen bis zu Lehrbüchern. 

Weitere Probleme liegen in den curricularen Bedingungen des Studiums: Die 
naturwissenschaftlichen und technischen Fachrichtungen sind - wenn überhaupt 
vorhanden - meist wenig differenziert, der Bezug zur Praxis ist unzureichend. Hier 
wird deutlich, daß Universitäten in Entwicklungsländern das koloniale Erbe der 
Vergangenheit noch nicht bewältigt haben. "Sie dienen vie~ach den gehobenen 
Bildungsbedürfnissen einer vorhandenen oder werdenden Elite, sowohl aufgrund 
der Tatsache, daß sie überwiegend von Angehörigen traditioneller Oberschichten 
oder von Angehörigen einer neuen Elite besucht werden, als auch angesichts des 
Umstandes, daß das Bildungswesen in den meisten Entwicklungsländern außeror­
dentlich selektiv ist. Immer noch sind viele Hochschulen entsprechend ihrer Ver­
gangenheit und kulturellen Umwelt überwiegend geisteSWissenschaftlich orientiert" 
(Küper, 1988a, 141). 

Aus der geschilderten Situation ergeben sich als Ziele der entwicklungspoliti­
schen Zusammenarbeit mit den Universitäten des Südens (vgl. Küper, 1988b, 
406): 

- Die Steigerung der Ausbildungsleistung einheimischer Hochschullehrer durch 
verbesserte Curricula, Lehrmethoden und Weiterbildungsmöglichkeiten. 

- Die Steigerung der Forschungskapazität durch verbesserte materielle Ausstat­
tung der Universitäten, sowie durch Vermittlung einer entsprechenden Forschungs­
methodik. 

- D!e Ermöglichung von Beratungsleistungen der Universitäten für Industrie, 
LandWirtschaft und Verwaltung. 

Nach Ansicht von Experten, die sich mit Entwicklungszusammenarbeit im Hoch­
schulbereich beschäftigen, sind einige Bedingungen zu berücksichtigen, wenn eine 
Annäherung an die oben genannten Ziele stattfinden soll: 

- So sollte die Aus- und Weiterbildung von Absolventen und Hochschullehrern 
möglichst vor Ort und nicht in den Industrieländern erfolgen: die spezifischen Um­
stände im Entwicklungsland können besser berücksichtigt werden, die Umsetzung 
des Gelernten erfolgt unmittelbarer, die Abwanderung von ausgebildeten Kräften 
(brain drain) wird eher verhindert. 

- Die angewandte Forschung sollte auf die Probleme des Entwicklungslandes 
gerichtet sein. Sie sollte stimulierende Wirkung für dessen Wirtschaft haben und 
den Aufbau einer funktionierenden Infrastruktur fördern, nicht nur der exportorien­
tierten Wirtschaft dienen. 

- Die Beratungs- und Dienstleistungen der Universitäten in Entwicklungländern 
sollten daran gemessen werden, inwieweit die ärmste Bevölkerung der Gegend 
davon profiHert (z.B. von landwirtschaftlichen Verbesserungen, der Förderung von 
Klein- und Mittelbetrieben, etc.). 

- Erfahrungen haben gezeigt (vgl. NUFFIC),3 daß Projektvereinbarungen zwi­
schen Universitäten aus Nord und Süd langfristig angelegt sein müssen (minde­
stens 10 - 15 Jahre), um Veränderungen erzielen zu können. 

- Notwendig wäre schließlich die Evaluierung von Projekten, um aus Fehlern 
und Rückschlägen zu lernen. 

Ein Beispiel für eine Universitätskooperation, die diese Kriterien weitgehend er­
füllt, ist das Institut für Produktionsinnovation (IPI) an der Universität Dar es Sa­
laam{Tansania: 
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Die BRD half seit 1970 mit personeller und finanzieller Unterstützung beim Auf­
und Ausbau der ingenieurwissenschaftlichen Fakultät eier Universität Dar es Sa­
laam in Tansania. Letztere sollte auch die AUfgabe übernehmen, die an der Uni­
versität erarbeiteten Erkenntnisse in die Praxis der tansanischen Wirtschaft zu 
übersetzen, was jedoch von der Ingenieurfakultät neben ihren Lehr- und For­
schungsaufgaben nicht geleistet werden konnte. "So entstand die Idee der Grün­
dung eines eigenständigen Institutes an der Ingenieurfakultät, welches durch eige­
ne technische Forschungs- und Entwicklungsarbeit und durch Transfer des Wis­
sens der Ingenieurfakultät ... zur Entwicklung einer eigenständigen Industrie in 
Tansania beitragen sollte. Andererseits sollte das Institut aufgrund seiner mit der 
Industrie gewonnenen Erfahrungen In geeigneter Weise auf die Ausbildungsgestal­
tung und die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Ingenieurfakultät einwir­
ken, insbesondere auf eine industriegerechte Auslegung der Studiengänge ... Da­
bei ging man davon aus, daß ein Großteil der Produktion in den Industriebetrieben 
Tansanias auf importierten Maschinen und in meist unverändert übernommenen 
Herstellungsverfahren erstellt wird. Die Arbeit des technischen Personals be­
schränkt sich weitgehend darauf, den Produktionsprozeß in Gang zu halten und 
vorhandene Maschinen zu warten. Forschungs- und Entwicklungsaufgaben sind in 
den Betrieben weitgehend unbekannt. So werden ausländische, von hochtechni­
sierten Ländern stammende Fertigungsverfahren übernommen und reproduziert, 
ohne daß der landesspezifische Kontext in personeller, rohstoffmäßiger, mikro­
oder makroökonomischer Hinsicht Berücksichtigung findet ... Angesichts dieser La­
ge sollte das Institut für Produktionsinnovation (IPI) technisch und wirtschaftlich 
sinnvolle, auf die Mittel- und Kleinindustrie zugeschnittene angepaßte Technolo­
gien und Fertigungsverfahren entwickeln, die zur UQabhängigkeit Tansanias von 
ausländischen Technologien und von Importen beitragen. Bei deren Einführung 
sollte die Klein- und Mittelindustrie durch Beratung, technische Hilfeleistungen und 
Einweisungen unterstützt werden. Dies sollte im wesentlichen durch die Abwick­
lung konkreter Projekte geschehen ... Diese wurden nach vorbereitenden Erhebun­
gen in der Industrie in Angriff genommen, so die Untersuchung eines KÜhlsystems 
mittels Sonnenenergie, Zerkleinerungsgeräte für Biomasseabfälle, einfach zu bau­
ende Ölpressen, der Bau von Frischwasserbehältern, ein Rezept zur Selbstherstel­
lung von Seifen aus lokalen Materialien sowie die Herstellung von Industrie-Alkohol 
aus stärkehaitigen Stoffen ... Im Laufe der Jahre erfolgte eine Konzentration auf ei­
nige Produkte aus dem Bereich Angep'~ßte Technologie (AT) für ländliche Gebiete. 
Von diesen trat im wesentlichen die Olpresse mit entsprechenden Zusatzgeräten 
zur Ölherstellung in den Vordergrund ... Eine erste UnterSUChung der Erfahrungen 
dieses Weges ... hat ergeben, daß 

- die Handhabung mit den vom IPI entwickelten Geräten über zwei Drittel der 
früheren für die Produktion aufgewandten Zeit spart und eine höhere Qualität si­
chert; 

- die Ölproduktion mit den neuen Geräten auf eine starke Nachfrage für Öl von 
hoher Qualität und billigem Preis trifft (zumindest billiger als nach dem gängigen 
Verfahren). Es sieht so aus, daß sich schon nach zwei Jahren die Investitionen 
rentieren bzw. die Investitionssumme zurückgezahlt werden kann; 

- die Frauen (die hauptsächlich das Öl herstellen, Anm. d. Verf.) im allge­
meinen relativ gut mit der Technologie klarkommen - abgesehen von einigen 
kleineren technischen Problemen und Verbesserungsmöglichkeiten; 
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_ die Frauen mit dieser Arbeit eine Chance beko~men, ihre Kenntnisse, Erfah­
rungen und Kreativität zu erhöhen und damn g~.oßeren Einfluß Im Dorf, mehr 
Selbstbewußtsein und Unai?hängigkeit gewinnen k~nnen;. . . ' 

_ die Frauen, wenn die Olproduktion so erfolgreich, Wie sie angelaufen Ist, ~~'­
teriäult damit neue Investitionen starten können, z.B. zur Ernchtung von Malsmuh­
len od~r zur Hühnerzucht, zum Landerwerb, zur Anschaffung von Zugochsen und 
Geräten zur Bodenbearbeitung; .. . 

_ Feuerholz, wie bei der traditionellen Olherstellung ,n großem Maße .erforder; 
Iich, nicht verwendet wird und damit ein ökologischer Fortschntt zu erzielen Ist 
(Küper 1988a, 146/148). 

Abb. 1: Ins6tut für produktionsinnova60n (nach Küper, 1988a, 145) 
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Um den Stellenwert österreichischer Aktivitäten auf dies~~ Gebiet.besser ~ur­
teilen zu können, bietet sich ein Vergleich zu anderen europalschen Ländem an. 

In der Aufbruchsstimmung der 60er Jahre beschloß Hollands Regierung. einen 
speziellen Fonds zur Unterstützung d~r Entwicklungszusammenarbeit ZWischen 
holländischen und Dritte-Welt-Umversltaten zu ernchten. D.as Engagement von 
Universitäts lehrern führte zu einer Vienalt von Projekten, die uber eine Vielzahl von 
Universitäten der Dritte-Welt gestreut waren, was eine stark? Aufsphtterung der fi­
nanziellen Mittel zur Folge hatte. "Spreading the effort In thlS way meant .that the 
impact was too slight, continuity could not be guaranteed .over a long penod, and 
cooperation depended too much on the interest of IndlVlduals rather than on a 
commitrnent by the University. It became apparent that development cooperatlon 
between universities was somethi~.g that took time, requlring lies over a penod of 
ten to fifteen years" (Franssen, in: Osterreichische Rektorenkonferenz:. 1988, 29). 

Diese Erkenntnisse veranlaßten 1975 die holländischen Umversltaten zu einer 
Neuorganisation ihrer Entwicklungszusammenarbeit unter der Koordination von 
NUFFIC. Bereits 1977 hatte Holland 23 langfristige Projekte mit Dritte-Welt-Univer­
sitäten laufen, die den Kriterien des neuen KooperatIOnskonzeptes (Siehe S. 7) 
entsprachen. 
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In Österreich wurde erst 1984 der erste Partnerschaftsvertrag zwischen der Uni­
versität Innsbruck und der Chulalongkorn University Bangkok unterzeichnet. Bis 
1990 folg ten drei weitere Partnerschaftsvereinbarungen mit Dritte-Welt-Universitä­
ten (Kasetsart University/Bangkok, Hebei Academy of Agricultural and Forestry 
Science/Chlna,. Universität Leon/Nicaragua). Ein Kooperationskonzept wie NUF­
FIC gibt es in Osterreich noch nicht, die UniversItätspartnerschaften, auch jene mit 
den 33 westlichen Industrieländern und den 19 osteuropäischen Staaten, orientie­
ren sich eher an dem von Holland als nicht effizient erachteten "Gießkannenprin­
zip". 

Die BRD mit 350 Partnerschaften in Dritte-Welt-Ländern liegt nichl nur absolut 
betrachtet weit vor Österreich. Würde man den gl~lchen Schlüssel (Anzahl der Uni­
versitäten : Anzahl der Partnerschaften) auf Osterreich anwenden, so müßte 
Österreich statt 4 etwa 70 Partnerschaften mit Dritte-Welt-Universitäten unterhal­
ten. 

An gutem Willen scheint es jedoch in Österreichs Ministerien nicht zu fehlen. So 
Walter L1chem (1988 Vorsitzender des Europäischen Organisationskommitees für 
die Nord-Süd-Kampagne, BMfM) auf einem Workshop In Graz über "Universitäre 
Zusammenarbeit im Nord-Süd-Verhältnis": 

"Die Fähigkeit eines Landes, mit den übrigen Mitgliedern der globalen Staaten­
gemeinschaften bilateral wie auch multilateral zusammenzuarbeiten, kann nicht auf 
die Verwaltungsstrukter eines Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten be­
schränkt sein ... Der Bedarf an globaler Perzeptions- und Interaktionsfähigkeit 
nimmt kontinuierlich zu. Die Flucht in eine intellektuelle 'Alpenfestung' ist ebenso­
wenig möglich, wie die ausschließliche Europa-Fixation in Wirtschaft, Kultur und 
Politik .. . Die neue 'Diplomatie der globalen Interdepen.denz' bedarf daher einschlä­
giger universitärer Kapazitäten. Die diplomatischen Erfolge skandinavischer und 
niederländischer Diplomalie sind ohne die Unterstützung durch qualifizierte wis­
senschaftliche Einrichtungen nicht denkbar" (L1chem, 1988, 53/54). 

Diesen Erkenntnissen werden dann als konkrete Forderungen nachgesetzt: 
"Die Nord/Süd-Kampagne wünscht sich die Förderung des universitären Poten­

tials für Entwicklungszusammenarbeit ... Universitäre Nord/Süd-Zusammenarbeit 
kann einen bedeutenden Beitrag zu all diesen vorerwähnten Anliegen liefern ... 
Gemeinsame Forschungsprojekte sowie die EInbindung der Nord/Süd-Kooperation 
in Programme der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit könnten durch Part­
nerschaften langfristig ausgerichtet werden ... Nord/Süd-Partnerschaften der Uni­
versitäten würden so eine Verstärkung des Beitrages der Universitäten zur Heraus­
bildung jener neuen politischen Kultur in unserem Lande ermöglichen, die wir an­
gesichts der globalen Interdependenz immer dringender benötigen" (Lichem, 1988, 
56/57). 

Die Praxis der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit mit Ländern der 
Dritten Welt steht allerdings in deutlichem Gegensatz zu öffentlichen Proklamatio­
nen: 

So liegt Österreich hinsichtlich seiner Entwicklungshilfeausgaben laut OECD­
Berichten der letzten Jahre (1986, 1988, 1989) an letzter Stelle unter den Industrie­
ländern (vgl. Bodenhöfer, 1989,59). 

Was die Ausgaben für entwicklungspolitische Bildungs- und Informationsarbeit 
betrifft, hält Österreich hinter Holland, Norwegen, Schweden, Irland, Dänemark, 
Schweiz seinen Platz an vorletzter Stelle (nur Finnland gibt einen geringeren Pro­
zentsatz seines Bruttonationalprodukts für diesen Bereich aus (vgl. OIE-Aktuell, 
1989). 
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Neben der geringen Anzahl von Universitätspartnerschaften Österreichs mit 
Entwicklungsländem waren unsere Erfahrungen, die wir mit der Initlierung und Eta­
blierung der Universitätspartnerschaft Salzburg - Leon machten, nicht gerade er­
mutigend: Nach langen Vorbereitungsarbeiten, die bis ins Jahr 1986 zurückrei­
chen, einem Besuch des Vize-Rektors der Universität Leon/Nicaragua in Salzburg 
im Frühjahr 1989, lag schließlich Im Oktober 1989 ein fertig fonnulierter Vertrags­
entwurf vor (vgl. Broschüre: Universitätspartnerschaft Salzburg-Leon, 1989). Die­
ser wurde von der Rechtsabteilung der Universität Salzburg auf seine formale 
Richtigkeit geprüft und im Oktober 1989 ans BMfWF geschickt. Bis März 1990 dau­
erte die erste Begutachtungsfrist des vier Seiten umfassenden Vertragstextes. 
Nach einigen kleinen Änderungen wurde im Juli 1990 der Partnerschaftsvertrag 
vom BMfWF zur Unterzeichnung freigegeben. Die Kooperation zwischen beiden 
Universitäten mit einem Budgetrahmen von ÖS 45.000,- kann nun beginnen. 

Angesichts der gegenwärtigen politischen Situation innerhalb und außerhalb 
Österreichs (große Koalition, Osteuropa-Euphorie, Gonkrise) sind die Aussichten 
jedoch eher pessimistisch zu beurteilen, daß sich an der Position Österreichs als 
entwicklungspolitisches Schlußlicht in Europa etwas ändert. 

ANMERKUNGEN 

1 Stand 1988/89 (laU1 Spiegel Nr. 41, 1989, KDZ-Broschüre, 1988). Gemeint sind hier 
ausschließlich Partnerschaften in Ländern der Dritten Welt. 

2 Padra Badejo ist eine Bezirkshauptstadt auf den Kapverdischen Inseln. 
3 Netherlands University Foundation tor International Cooperation. 
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